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Deutschland steht wirtschaftspolitisch am Scheideweg. Die Grundfeste unserer Wirtschaft 
wankt. Es ist höchste Zeit, den Kurs zu ändern. Was einst ein Wirtschaftsstandort von 
Weltrang war, droht im internationalen Wettbewerb gänzlich abgehängt zu werden. Die 
deutsche Wirtschaft hat ihre Wettbewerbsfähigkeit verloren. Das stolze Gütesiegel „Made in 
Germany“ droht zum Negativzeichen zu verkommen – zu einem Symbol für ineffiziente 
Bürokratie, erstickende Vorschriften und einen häufig kleinteilig und übergriffig agierenden 
Staat, der in die wirtschaftliche Freiheit eingreift. Die Weltwirtschaft ordnet sich neu. 

Deutschland büßt seine gewohnte Position als führende Wirtschaftsmacht ein. Zahlen und 
Daten untermauern die „Gefühlslage“ vieler Wirtschaftsakteure auf dramatische Weise. Die 
DIHK-Konjunkturstudie für Herbst 2024 ist ein Weckruf: Auch in Schleswig-Holstein liegt der 
IHK-Konjunkturindex seit 2 Jahren deutlich unter dem langjährigen Mittelwert. Was wir 
erleben, ist keine konjunkturelle Delle – wir sind in einer strukturellen Krise und haben den 
Wachstumspfad verlassen. Die Symptome sind unübersehbar, greifen tief in die Substanz 
unserer Wirtschaft und unseres Landes. 

Hohe Arbeits- und Energiekosten, erdrückende Regularien, ein überbordender Steuerdruck 
und ein chronischer Mangel an Fachkräften – das sind die drängendsten Probleme, die 
unsere Unternehmen lähmen und die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands gefährden. Der 
Investitionsstau bei Infrastruktur und der Digitalisierungsrückstand machen Deutschland in 
einer global vernetzten Weltwirtschaft zunehmend irrelevant. Zusätzlich sehen wir uns auch 
noch mit einer geopolitischen Weltordnung konfrontiert, in der sich die USA, Russland und 
China zunehmend als geopolitische Machtblöcke handelspolitisch abschotten und uns in die 
Zange nehmen. Diese weltpolitischen Spannungen verstärken unsere ohnehin schon 
gefährdeten wirtschaftlichen Positionen. 

Deutschland steht vor der Wahl: Stellen wir in politischen Abwägungen die Interessen 
unserer Unternehmen weiterhin hintenan und riskieren den vollständigen Verlust unserer 
Wettbewerbsfähigkeit oder stellen wir uns dieser Krise entschlossen und mit einer klaren 
Vision entgegen? Wir brauchen einen Generalkurs über Legislaturperioden und Parteien 
hinweg. Durch eine verlässliche und lösungszentrierte Ordnungspolitik kehren Planbarkeit 
und Investitionsbereitschaft in die Unternehmen zurück. 

Wir fordern eine Rückbesinnung zu einer gelebten, generationenfähigen sozialen Markt-
wirtschaft. Politik legt damit das Fundament für eine solide Wirtschaft und einen nach-
haltigen Wachstumspfad. Ein dazu von der Politik gegebener Vertrauensvorschuss bringt 
zusammen mit dem Leitbild unternehmerischer Freiheit, Innovationskraft und einem fairen 
Markt sowie dem Ziel, nötige Investitionen, die Schaffung von Arbeitsplätzen und Innovation 
zu sichern, die Grundlagen, dass die Wirtschaft einen verlässlichen Kurs fahren kann. 

Wirtschaftliche Stärke ist Prämisse für Wohlstand, Freiheit und sozialen Fortschritt. Wir 
müssen den wirtschaftlichen Kurs jetzt ändern, um Deutschland als Champion zu erhalten. 
Der Aufschwung beginnt – mit der politischen Entschlossenheit, die Wirtschaftspolitik zum 
Wohle der Zukunft zu gestalten. Jetzt ist der Moment, in dem wir uns für eine 
zukunftsfähige, starke Wirtschaftspolitik entscheiden müssen. Wir sind bereit diese Vision als 
Partner zu gestalten. 
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Forderungen  
Finanzen  
■ Entlastung der Unternehmen (finanziell und 

administrativ) 
■ Stärkung des investiven Anteils im Haushalt 
Recht & Verwaltung 
■ Straffung, Entschlackung, Standardisierung 

öffentlicher Services durch Digitalisierung 
■ Rechtssicherheit und Klarheit im 

Datenschutzrecht schaffen 
■ Verständlich und praxisgerecht formulierte 

Gesetze mit realistischer Folgenabschätzung 
Wirtschaftsordnung 
■ Mut zu Freiheit und Eigenverantwortung, 

weniger praxisferne, wirkungslose Eingriffe 
International 
■ Austausch im EU-Binnenmarkt durch Abbau 

von Verwaltungslasten intensivieren 
■ Märkte durch EU-Abkommen öffnen und 

absichern 
■ Globale Handelsregeln gestalten und 

stärken 
■ Die wettbewerbliche Position der EU-

Unternehmen unterstützen und national 
einseitige Belastungen vermeiden 

■ Verfahren zur Visavergabe beschleunigen 
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Digitalisierung, Innovationen, Unternehmertum fördern 
Um Deutschlands digitalen Rückstand aufzuholen, bedarf es einer zentralen, kompe-
tenten und schlagfähigen Steuerung im Rang eines Ministers. Digitalisierung erfordert 
End2End-Prozesse und automatisierte Daten- und Nachrichtentransfers zwischen 
Unternehmen (B2B) und der öffentlichen Verwaltung (B2G). Bundesweit einheitliche 
Datenschutzkriterien und -Regeln müssen zur Anwendung kommen Digitalisierung 
kann Bürokratie und Regulierungen vereinfachen. 
Quelle innovativer Geschäftsideen sind unsere Unternehmen, die Freiraum und 
Vertrauen benötigen, um ihr innovatives Potenzial auf die Straße zu bringen. 
 

Klima- und Energiepolitik 
Für eine erfolgreiche Energiewende benötigen Unternehmen stabile Rahmenbeding-
ungen, Technologieoffenheit und Planungssicherheit. Die Transformation kann nur 
gelingen, wenn die Energiepreise für die deutsche Wirtschaft deutlich auf ein im 
internationalen Vergleich wettbewerbsfähiges Niveau sinken. Dafür ist eine grund-
legende Neuausrichtung des Energiemarktes erforderlich, u. a. mit dem Ziel, system-
fremde Umlagen und Entgelte vom Strompreis zu lösen. Auch regionale Preisanreize 
müssen hierbei berücksichtigt werden. Angesichts der aktuellen geopolitischen Lage 
darf Resilienz und Versorgungssicherheit dabei nicht aus den Augen verloren werden. 
 

Ausbildung und Fachkräfte 
Die dringend notwendige Fachkräftesicherung kann nicht ohne eine starke Duale 
Ausbildung gelingen. Voraussetzung dafür ist, dass weniger Jugendliche ohne einen 
Schulabschluss die allgemeinbildenden Schulen verlassen. Es gilt, Jugendlichen praxis-
nahe Orientierung zu geben und das System der beruflichen Bildung attraktiver zu 
gestalten. Die Stärkung der MINT-Fächer und die Vermittlung digitaler Kompetenzen 
sind für alle sicherzustellen. Lebensbegleitendes Lernen ist erheblich zu fördern. Aus- 
und Weiterbildungsangebote müssen auf Zugewanderte eingestellt werden. 
 

Mobilität und Infrastruktur 
Für die positive Entwicklung der Infrastruktur in Schleswig-Holstein ist vor allem eine 
verstetigte und auskömmliche finanzielle Bedienung der Ausbauprojekte dringend 
erforderlich. Die Mängel der Verkehrsinfrastruktur und der Zustand vieler Brücken sind 
eklatant. Im Schienenverkehr sind dringend Ertüchtigungen und Reaktivierungen von 
Bahnstrecken erforderlich sowie die Schaffung von zusätzlichen Bypässen. Die 
Wirtschaft fordert dringend Lösungen und eine schnelle Umkehr der Lage am Nord-
Ostsee-Kanal und den Binnenwasserstraßen, ebenso beim Hafenlastenausgleich. 
 

Planungs- und Genehmigungsverfahren 
Die Dauer von Planungs- und Genehmigungsverfahren bremst in Deutschland 
wirtschaftliche Entwicklungen aus und führt zu einer nicht mehr hinnehmbaren 
Situation des Stillstandes. Durch den Bund-Länder-Pakt zur Planungsbeschleunigung 
wurden wichtige Maßnahmen beschlossen, an deren Umsetzung mit Hochdruck 
gearbeitet werden sollte. Darüber hinaus muss der Weg des Abbaus unnötiger 
Regelungen weiter beschritten werden.  

Forderungen  
■ Rückstand aufholen mit Kümmerer im Rang 

eines Ministers 
■ Datenschutzregeln bundeseinheitlich und 

abgestimmt anwenden 
■ Innerbetrieblichen Digi-Assistenten fördern 
■ Unternehmer als Rückgrat der Gesellschaft 

fördern und anerkennen. 

 

 

 

 
 

Forderungen  
■ Neuausrichtung des Energiemarktes starten 
■ Resilienz und Versorgungssicherheit stärken 
■ Digitalisierung Energieversorgung forcieren 
■ Regionale Preisanreize berücksichtigen 
■ Transparente Preisbildung bei Fernwärme 
■ Bürokratiearme Klimapolitik einführen  
■ Potential von Biogasanlagen nutzen 

Forderungen  
■ Duale Ausbildung weiter stärken 
■ Digitale Kompetenzen und MINT-Fächer für 

neue Arbeitswelten fördern 
■ Mehr Berufsorientierung durch größere 

Praxisnähe 
■ Lebensbegleitendes Lernen fördern 
■ Schnellere Zuwanderung in d. Arbeitsmarkt 

Forderungen  
■ Langfristige Finanzierung gewährleisten 
■ Infrastrukturmängel abbauen 
■ Reaktivierung von Bahnstrecken 
■ Bypässe im Schienenverkehr schaffen 
■ Fokus auf NOK und Binnenwasserstraßen 
■ Hafenlastenausgleich endlich erhöhen 

Forderungen  
■ Gesetzliche Regelungen entschlacken 
■ Behördliche Abläufe beschleunigen 
■ Universelle Lösungsansätze, ohne bspw. 

Brancheneinschränkungen 


